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466. Kundmachung: Weiterer Geltungsbereich des Übereinkommens zur einheitlichen Feststel-
lung bestimmter Regeln über Hilfeleistung und Bergung in Seenot samt
Unterzeichnungsprotokoll

4 6 7 . Protokoll zur Änderung des in Brüssel unterzeichneten Übereinkommens zur einheitlichen
Feststellung bestimmter Regeln über Hilfeleistung und Bergung in Seenot
(NR: GP XIII RV 938 AB 1023 S. 100. BR: AB 1092 S. 329.)

468. Abkommen in Form eines Briefwechsels zur Änderung des Anhangs A des Protokolls
Nr. 1 des Abkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
und der. Republik Österreich
(NR: GP XIV RV 443 AB 516 S. 56. BR: AB 1658 S. 363.)

469. Abkommen in Form eines Briefwechsels zur Änderung der Tabellen I und II im Anhang
zum Protokoll Nr. 2 des Abkommens zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der Republik Österreich
(NR: GP XIV RV 462 AB 517 S. 56. BR: AB 1659 S. 363.)

466 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 13. September 1977 betreffend den
weiteren Geltungsbereich des Übereinkom-
mens vom 23. September 1910 zur einheit-
lichen Feststellung bestimmter Regeln über
Hilfeleistung und Bergung in Seenot samt

Unterzeichnungsprotokoll
Nach Mitteilungen der belgischen Regierung

sind nachstehende Staaten dem Übereinkommen
zur einheitlichen Feststellung bestimmter Regeln
über Hilfeleistung und Bergung in Seenot samt
Unterzeichnungsprotokoll (RGBl. Nr. 33/1913,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungsbe-
reich BGBl. Nr. 302/1936) beigetreten:

Ägypten, Algerien, Dominikanische Republik,
Haiti, Iran, Oman, Paraguay, Schweiz, Syrien,
Türkei und Zaire.

Ferner haben Fidschi am 22. August 1972 und
Singapur am 18. Juni 1974 erklärt, sich auch nach
Erlangung der Unabhängigkeit an dieses Über-
einkommen gebunden zu erachten.

Die Deutsche Demokratische Republik teilte
mit Note vom 31. Jänner 1974 der belgischen
Regierung mit, das Übereinkommen mit Wir-
kung vom 27. Dezember 1954 wiederanzu-
wenden.

Kreisky

467.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

PROTOKOLL ZUR
ÄNDERUNG DES AM
23. SEPTEMBER 1910 IN
BRÜSSEL UNTER-
ZEICHNETEN ÜBER-
EINKOMMENS ZUR
EINHEITLICHEN FEST-
STELLUNG BESTIMM-
TER REGELN ÜBER
HILFELEISTUNG UND
BERGUNG IN SEENOT *)

Die Vertragsparteien,

in der Erwägung, daß es
wünschenswert ist, das am

*) Kundgemacht in RGBl: Nr. 33/1913
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23. September 1910 in Brüssel
unterzeichnete Übereinkommen
zur einheitlichen Feststellung
bestimmter Regeln über Hilfe-
leistung und Bergung in Seenot
zu ändern,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Artikel 14 des am 23. Septem-
ber 1910 in Brüssel unterzeich-
neten Übereinkommens zur ein-
heitlichen Feststellung bestimm-
ter Regeln über Hilfeleistung
und Bergung in Seenot wird
durch folgende Bestimmungen
ersetzt:

„Dieses Übereinkommen fin-
det auch auf Hilfeleistungs- oder
Bergungsdienste Anwendung,
die von einem Kriegsschiff oder
einem Staatsschiff oder einem
von einem Staat oder von einer
Körperschaft des öffentlichen
Rechts betriebenen oder gechar-
terten Schiff oder für ein solches
Schiff geleistet werden.

Ansprüche gegen einen Staat
wegen Hilfeleistungs- oder
Bergungsdiensten, die einem
Kriegsschiff oder einem Schiff
geleistet werden, das bei Ein-
tritt des Ereignisses oder Gel-
tendmachung des Anspruches
ausschließlich für einen öffent-
lichen Dienst und nicht für
Handelszwecke bestimmt war,
können nur vor den Gerichten
dieses Staates geltend gemacht
werden.

Jede hohe Vertragspartei hat
das Recht zu bestimmen, ob und
in welchem Umfang Artikel 11
auf die in Absatz 2 bezeichneten
Schiffe Anwendung finden soll."

Artikel 2

Dieses Protokoll liegt für die
Staaten, die das Übereinkommen
vor dem 27. Mai 1967 ratifiziert
haben oder ihm beigetreten sind,
sowie für jeden auf der zwölften
Tagung der Diplomatischen
Seerechtskonferenz vertretenen
Staat zur Unterzeichnung auf.
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Artikel 3

(1) Dieses Protokoll bedarf
der Ratifikation.

(2) Die Ratifikation dieses
Protokolls durch einen Staat,
der nicht Vertragspartei des
Übereinkommens ist, bewirkt
den Beitritt zu dem Überein-
kommen.

(3) Die Ratifikationsurkunden
werden bei der belgischen Re-
gierung hinterlegt.

Artikel 4

(1) Dieses Protokoll tritt einen
Monat nach Hinterlegung von
fünf Ratifikationsurkunden in
Kraft.

(2) Für jeden Unterzeichner-
staat, der das Protokoll nach
Hinterlegung der fünften Rati-
fikationsurkunde ratifiziert, tritt
es einen Monat nach Hinter-
legung seiner Ratifikationsur-
kunde in Kraft.

Artikel 5

(1) Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen oder ihrer
SpezialOrganisationen, die auf
der zwölften Tagung der Diplo-
matischen Seerechtskonferenz
nicht vertreten waren, können
diesem Protokoll beitreten.

(2) Der Beitritt zu diesem
Protokoll bewirkt den Beitritt
zu dem Übereinkommen.

(3) Die Beitrittsurkunden wer-
den bei der belgischen Regie-
rung hinterlegt.

(4) Das Protokoll tritt für den
beitretenden Staat einen Monat
nach Hinterlegung seiner Bei-
trittsurkunde in Kraft, jedoch
nicht vor dem Inkrafttreten des
Protokolls nach Artikel 4 Ab-
satz 1.

Artikel 6

(1) Jeder Vertragsstaat kann
dieses Protokoll durch Notifika-
tion an die belgische Regierung
kündigen.

(2) Diese Kündigung bewirkt
die Kündigung des Überein-
kommens.
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(3) Die Kündigung wird ein
Jahr nach Eingang der Notifi-
kation bei der belgischen Regie-
rung wirksam.

Artikel 7

(1) Jeder Vertragsstaat kann
bei der Unterzeichnung, der
Ratifikation, dem Beitritt oder
jederzeit danach der belgischen
Regierung schriftlich notifizie-
ren, für welche der Hoheits-
gebiete, die seiner Souveränität
unterstehen oder deren inter-
nationale Beziehungen er wahr-
nimmt, dieses Protokoll gilt. Das
Protokoll findet einen Monat
nach Eingang dieser Notifika-
tion bei der belgischen Regie-
rung auf diese Hoheitsgebiete
Anwendung, jedoch nicht vor
Inkrafttreten dieses Protokolls
in bezug auf diesen Staat.

(2) Diese Erstreckung gilt
auch für das Übereinkommen,
wenn dieses noch keine An-
wendung auf diese Hoheitsge-
biete gefunden hat.

(3) Jeder Vertragsstaat, der
eine Erklärung nach Absatz 1
abgegeben hat, kann der belgi-
schen Regierung jederzeit noti-
fizieren, daß das Protokoll für
die betreffenden Hoheitsgebiete
nicht mehr gilt. Diese Kündi-
gung wird ein Jahr nach Ein-
gang der entsprechenden Noti-
fikation bei der belgischen Re-
gierung wirksam; sie gilt auch
für das Übereinkommen.

Artikel 8

Die belgische Regierung noti-
fiziert den auf der zwölften
Tagung der Diplomatischen
Seerechtskonferenz vertretenen
Staaten, den diesem Protokoll
beitretenden Staaten sowie den
Vertrags Staaten des Überein-
kommens

1. die Unterzeichnungen, Rati-
fikationen und Beitritte nach
den Artikeln 2, 3 und 5;
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2. den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Protokolls nach
Artikel 4;

3. die Notifikationen über den
räumlichen Anwendungsbe-
reich nach Artikel 7;

4. die nach Artikel 6 einge-
gangenen Kündigungen.

ZU URKUND DESSEN
haben die unterzeichneten, ge-
hörig befugten Bevollmächtig-
ten dieses Übereinkommen
unterschrieben.

GESCHEHEN zu Brüssel am
27. Mai 1967 in französischer
und englischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, in einer Ur-
schrift, die im Archiv der bel-
gischen Regierung hinterlegt
wird; diese erteilt beglaubigte
Abschriften.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifi-
kationsurkunde wurde am 4. April 1974 bei der belgischen Regierung hinterlegt; das Protokoll
ist gemäß seinem Art. 4 Abs. 1 am 15. August 1977 in Kraft getreten.

Derzeit gehören folgende weitere Staaten dem Protokoll an: Ägypten, Belgien, Jugoslawien,
Syrien und das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland (einschließlich Jersey,
Guernsey und der Insel Man).

Kreisky

468.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN
IN FORM EINES BRIEF-
WECHSELS ZUR ÄNDE-
RUNG DES ANHANGS A
DES PROTOKOLLS NR. 1
DES ABKOMMENS ZWI-
SCHEN DER EUROPÄ-
ISCHEN WIRTSCHAFTS-
GEMEINSCHAFT UND
DER REPUBLIK ÖSTER-

REICH *)

Brüssel, den 8. Dezember 1976

Herr Botschafter!

Im Rahmen der Übergangs-
regelung gemäß Protokoll Nr. 1
des am 22. Juli 1972 unter-
zeichneten Abkommens zwi-
schen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der
Republik Österreich ist das Ver-
einigte Königreich berechtigt,

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 466/1972.
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jedes Jahr für die in Anhang A
des Protokolls Nr. 1 aufgeführ-
ten Waren Kontingente zum
Zollsatz Null zu eröffnen. Das
Kontingent für bestimmte Wa-
ren des Kapitels 49 des Gemein-
samen Zolltarifs ist in Pfund
Sterling ausgedrückt, da in dem
Bezugszeitraum 1968/1971 nicht
alle Einfuhren dieser Waren
gewichtsmäßig erfaßt wurden.
Inzwischen haben Inflation und
Wechselkursschwankungen diese
Grundlage verfälscht. Daher hat
es sich als wünschenswert er-
wiesen, daß dieses Kontingent
in Gewicht ausgedrückt wird.
Aufgrund eines Vergleichs der
Werte und der Gewichte der
Einfuhren des Vereinigten Kö-
nigreichs während der letzten
Jahre konnten die durchschnitt-
lichen Einfuhren für den Zeit-
raum 1968/1971 in Tonnen um-
gerechnet werden. Das Ergebnis
beläuft sich auf 154,495 Tonnen.

Die Gemeinschaft ist daher
der Auffassung, daß in Anwen-
dung von Artikel 1 Absatz 4 des
Protokolls Nr. 1 des genannten
Abkommens das ursprüngliche
Kontingent zum Zollsatz Null,
das das Vereinigte Königreich für
bestimmte Waren des Kapi-
tels 49 im Jahre 1974 eröffnen
konnte und das in der Spalte
Vereinigtes Königreich im An-
hang A des genannten Proto-
kolls aufgeführt ist, mit
187,790 Tonnen statt
178 249 Pfund Sterling ausge-
wiesen werden sollte. Daraus
ergibt sich, daß das Kontingent,
das das Vereinigte Königreich
gemäß Artikel 1 Absatz 4 des
Protokolls Nr. 1 eröffnen kann,
für 1976 207,039 Tonnen be-
trägt.

Ich wäre Ihnen dankbar,
wenn Sie mir die Zustimmung
der Republik Österreich zum
Inhalt dieses Schreibens bestä-
tigten.

Genehmigen Sie, Herr Bot-
schafter, den Ausdruck meiner
ausgezeichnetsten Hochachtung.

Für den Rat der Europäischen
Gemeinschaften:

Duchateau m. p.
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Brüssel, den 8. Dezember 1976

Herr!

Ihr Schreiben vom heutigen
Tage mit folgendem Wortlaut
habe ich erhalten:

„Im Rahmen der Übergangs-
regelung gemäß Protokoll Nr. 1
des am 22. Juli 1972 unter-
zeichneten Abkommens zwi-
schen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der
Republik Österreich ist das Ver-
einigte Königreich berechtigt,
jedes Jahr für die in Anhang A
des Protokolls Nr. 1 aufgeführ-
ten Waren Kontingente zum
Zollsatz Null zu eröffnen. Das
Kontingent für bestimmte Wa-
ren des Kapitels 49 des Gemein-
samen Zolltarifs ist in Pfund
Sterling ausgedrückt, da in dem
Bezugszeitraum 1968/1971 nicht
alle Einfuhren dieser Waren
gewichtsmäßig erfaßt wurden.
Inzwischen haben Inflation und
Wechselkursschwankungen diese
Grundlage verfälscht. Daher hat
es sich als wünschenswert er-
wiesen, daß dieses Kontingent
in Gewicht ausgedrückt wird.
Aufgrund eines Vergleichs der
Werte und der Gewichte der
Einfuhren des Vereinigten Kö-
nigreichs während der letzten
Jahre konnten die durchschnitt-
lichen Einfuhren für den Zeit-
raum 1968/1971 in Tonnen um-
gerechnet werden. Das Ergebnis
beläuft sich auf 154,495 Tonnen.

Die Gemeinschaft ist daher
der Auffassung, daß in Anwen-
dung von Artikel 1 Absatz 4 des
Protokolls Nr. 1 des genannten
Abkommens das ursprüngliche
Kontingent zum Zollsatz Null,
das das Vereinigte Königreich für
bestimmte Waren des Kapi-
tels 49 im Jahre 1974 eröffnen
konnte und das in der Spalte
Vereinigtes Königreich im An-
hang A des genannten Proto-
kolls aufgeführt ist, mit
187,790 Tonnen statt
178 249 Pfund Sterling ausge-
wiesen werden sollte. Daraus
ergibt sich, daß das Kontingent,
das das Vereinigte Königreich
gemäß Artikel 1 Absatz 4 des
Protokolls Nr. 1 eröffnen kann,
für 1976 207,039 Tonnen be-
trägt.
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Ich wäre Ihnen dankbar,
wenn Sie mir die Zustimmung
der Republik Österreich zum
Inhalt dieses Schreibens bestä-
tigten."

Ich beehre mich, Ihnen die
Zustimmung der Republik
Österreich zum Inhalt Ihres
Schreibens vorbehaltlich der Ra-
tifikation mitzuteilen.

Genehmigen Sie, sehr ge-
ehrter Herr, den Ausdruck
meiner ausgezeichneten Hoch-
achtung.

Für die Republik Österreich:

Seyffertitz m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Voll-
macht zur Zurücknahme des österreichischen Ratifikationsvorbehaltes wurde am 15. Juli 1977
dem Generalsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaften übergeben; das Abkommen ist
an diesem Tag in Kraft getreten.

Kreisky

469.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN
IN FORM EINES BRIEF-
WECHSELS ZUR ÄNDE-
RUNG DER TABELLEN I
UND II IM ANHANG ZUM
PROTOKOLL Nr. 2 DES
ABKOMMENS ZWISCHEN

DER EUROPÄISCHEN
WIRTSCHAFTSGEMEIN-

SCHAFT UND DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH *)

Bruxelles,
den 29. November 1976

Herr Botschafter!

Die Vertragsparteien des am
22. Juli 1972 unterzeichneten
Abkommens zwischen der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft
und der Republik Österreich
haben im Gemischten Ausschuß
die Möglichkeit geprüft, in den
Tabellen I und II im Anhang
zum Protokoll Nr. 2 des ge-
nannten Abkommens einige
Änderungen vorzunehmen. Die
beabsichtigten Änderungen sind
in Anhang I aufgeführt.

Ich beehre mich, Ihnen das
Einverständnis der Gemeinschaft

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 466/1972.
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mit diesen Änderungen zu be-
stätigen, und schlage vor, daß
diese am 1. Jänner 1977 in
Kraft treten. Ich wäre Ihnen
dankbar, wenn Sie mir das Ein-
verständnis der Republik Öster-
reich mit diesen Änderungen
und mit dem für das Inkraft-
treten vorgesehenen Termin
bestätigten.

Ich darf Sie ferner davon un-
terrichten, daß nichtkristallisier-
barer Sorbit seit dem 1. Jänner
1976 nicht mehr unter die
Tarifnummer 29.04, sondern
unter die Tarifnummer 38.19
des Gemeinsamen Zolltarifs
fällt. Da diese Ware in der Ta-
belle I des Protokolls Nr. 2
des Abkommens zwischen der
Gemeinschaft und Ihrem Land
enthalten ist, wäre es in prak-
tischer Hinsicht angebracht, die
Zollisten des Abkommens ent-
sprechend anzupassen. Diese An-
passungen sind in Anhang II
enthalten. Die Änderung der
Tarifnummer wirkt sich in
keiner Weise auf die im Proto-
koll Nr. 2 vorgesehene Zoll-
behandlung dieser Ware aus.

Genehmigen Sie, Herr Bot-
schafter, den Ausdruck meiner
ausgezeichnetsten Hochachtung.

Im Namen des Rates der Euro-
päischen Gemeinschaften:

Duchateau

ANHANG I

Änderungen im Protokoll
Nr. 2 des Abkommens zwi-
schen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der

Republik Österreich
Die Tabelle I wird wie folgt
geändert:

— Die Warenbezeichnung der
Tarifstelle 29.16 A. ex
VIII. andere erhält fol-
gende Fassung:

Deutsche Fassung:

ex VIII. andere:
— Glycerinsäure, Glykol-

säure, Zuckersäure, Iso-
zuckersäure, Heptazuk-
kersäure, ihre Salze und
Ester.
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Die dänische Fassung bleibt un-
verändert.

Die Tabelle II wird wie folgt
geändert:

— Die Warenbezeichnung der
Tarifstelle ex 29.16 I
erhält folgende Fassung:

Die deutsche Fassung bleibt un-
verändert.

Englische Fassung:
— Glyceric acid, glycolic

acid, saccharic acid, iso-
saccharic acid, hepta-
saccharic acid, their salts
and esters.

Französische Fassung:
— Acide glycérique, acide

glycolique, acide saccha-
rique, acide isosaccharique,
acide heptasaccharique,
leurs sels et leurs esters.

Italienische Fassung:
— Acido glicerico, acido

glicolico, acido saccarico,



130. Stück — Ausgegeben am 16. September 1977 — Nr. 469 2835

Die dänische Fassung bleibt un-
verändert.

ANHANG II

Änderungen im Protokoll
Nr. 2 des Abkommens zwi-
schen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der

Republik Österreich
Die Tabelle I wird wie folgt
geändert:
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Brüssel,
den 29. November 1976

Herr Präsident!

Ihr Schreiben mit folgendem
Wortlaut habe ich erhalten:

„Die Vertragsparteien des am
22. Juli 1972 unterzeichneten
Abkommens zwischen der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft
und der Republik Österreich
haben im Gemischten Ausschuß
die Möglichkeit geprüft, in den
Tabellen I und II im Anhang
zum Protokoll Nr. 2 des ge-
nannten Abkommens einige
Änderungen vorzunehmen. Die
beabsichtigten Änderungen sind
in Anhang I aufgeführt.
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Ich beehre mich, Ihnen das
Einverständnis der Gemeinschaft
mit diesen Änderungen zu be-
stätigen, und schlage vor, daß
diese am 1. Jänner 1977 in
Kraft treten. Ich wäre Ihnen
dankbar, wenn Sie mir das Ein-
verständnis der Republik Öster-
reich mit diesen Änderungen
und mit dem für das Inkraft-
treten vorgesehenen Termin
bestätigten.

Ich darf Sie ferner davon un-
terrichten, daß nichtkristallisier-
barer Sorbit seit dem 1. Jänner
1976 nicht mehr unter die
Tarifnummer 29.04, sondern
unter die Tarifnummer 38.19
des Gemeinsamen Zolltarifs
fällt. Da diese Ware in der Ta-
belle I des Protokolls Nr. 2
des Abkommens zwischen der
Gemeinschaft und Ihrem Land
enthalten ist, wäre es in prak-
tischer Hinsicht angebracht, die
Zollisten des Abkommens ent-
sprechend anzupassen. Diese An-
passungen sind in Anhang II
enthalten. Die Änderung der
Tarifnummer wirkt sich in
keiner Weise auf die im Proto-
koll Nr. 2 vorgesehene Zoll-
behandlung dieser Ware aus."

Ich bestätige das Einverständ-
nis der Republik Österreich mit
dem Inhalt dieses Schreibens
sowie mit dem für das Inkraft-
treten dieser Änderungen vor-
geschlagenen Termin unter Vor-
behalt der Ratifikation sowie
unbeschadet des seitens Öster-
reichs zu dieser Frage bereits
dargelegten Rechtsstandpunktes,
wie er dem Protokoll über die
sechste Tagung des Gemischten
Ausschusses Österreich-EWG
vom 2. Dezember 1975 unter
dem Tagesordnungspunkt 6 a)
— Absätze 2 bis 4 — zu ent-
nehmen ist.

Genehmigen Sie, Herr Präsi-
dent, den Ausdruck meiner aus-
gezeichnetsten Hochachtung.

Für die Republik Österreich:

Seyffertitz



2838 130. Stück — Ausgegeben am 16. September 1977 — Nr. 469

ANHANG I

Änderungen im Protokoll
Nr. 2 des Abkommens zwi-
schen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der

Republik Österreich

Die Tabelle I wird wie folgt
geändert:

— Die Warenbezeichnung der
Tarifstelle 29.16 A. ex
VIII. andere erhält fol-
gende Fassung:

Die dänische Fassung bleibt un-
verändert.

Die Tabelle II wird wie folgt
geändert:

— Die Warenbezeichnung der
Tarifstelle ex 29.16 I
erhält folgende Fassung:
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Die deutsche Fassung bleibt un-
verändert.

Die dänische Fassung bleibt un-
verändert.

ANHANG II

Änderungen im Protokoll
Nr. 2 des Abkommens zwi-
schen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der

Republik Österreich

Die Tabelle I wird wie folgt
geändert:
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Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Voll-
macht zur Zurücknahme des österreichischen Ratifikationsvorbehaltes wurde am 15. Juli 1977
dem Generalsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaften übergeben.

Kreisky


